
sich, daß Gegenstand des Rechtsverhältnisses stets das 
Verhalten der Menschen ist. Gegentand des subjekti­
ven Rechts als einer gesetzlich anerkannten, möglichen, 
bestimmten Verhaltensweise hingegen ist derselbe wie 
der der wirklichen Verhaltensweise: eine Sache, das 
Verhalten eines anderen Menschen, ein immaterielles 
Gut13).

Der Band „Sachenrecht“ ineistert im übrigen ge­
schickt die Schwierigkeiten, die sich systematisch und 
methodisch einmal hinsichtlich der übernommenen Ge­
setze aus dem „dialektischen Widerspruch zwischen 
neuem Inhalt und alter Form“ (S. VI), zum andern aus 
der Einordnung der aus den gesellschaftlichen Verhält­
nissen unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates erwachse­
nen neuen Gesetze und der darin geregelten neuen 
Rechtsinstitute ergeben. Die Verfasser haben es ver­
standen, aus so verschiedenartigem Material des 
juristischen Überbaus auf der Grundlage der gesell­
schaftlichen Verhältnisse eine einheitliche Darstellung 
des Sachenrechts der DDR zu entwickeln.

Ausgehend vom Eigentum als ökonomischer Kate­
gorie stellen sie das .Rechtsinstitut „Eigentumsrecht“ dar 
und entwickeln die unterschiedlichen Eigentumsformen 
der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialis­
mus, in welche die Deutsche Demokratische Republik 
mit der Schaffung des Volkseigentums und der Errich­
tung der Arbeiter-und-Bauern-Macht eingetreten ist 
(S. 36 ff.). Nach der Darstellung des staatlichen sozia­
listischen Eigentums (Volkseigentum) als der „Eigen­

tumsform, die auf den Charakter aller gesellschaft­
lichen Verhältnisse in der DDR entscheidend einwirkt“ 
(S. 37 ff.), folgt die Schilderung des genossenschaftlichen 
sozialistischen Eigentums als gesellschaftlichen Eigen­
tums niederer Stufe, wobei bei den LPG zu beachten 
ist, daß die eintretenden Bauern Privateigentümer 
ihres Grund und Bodens bleiben, also „durch die Land­
wirtschaftliche Produktionsgenossenschaft mit Pro­
duktionsmitteln, die sich noch in Privateigentum be­
finden, gesellschaftlich produziert und angeeignet“ wird 
(S. 41 ff.). Es besteht weiter in der Deutschen Demo­
kratischen Republik das Eigentum der einfachen 
Warenproduzenten (Klein- und Mittelbauern, Hand­
werker, Einzelhändler), das „seinem Wesen nach die 
Aneignung der Ergebnisse eigener persönlicher Arbeit“ 
ist (S. 44 f.). Es gibt ferner das in der Deutschen Demo­
kratischen Republik im Gegensatz zu den anderen 
volksdemokratischen Staaten infolge der Besonder­
heiten der Übergangsperiode in der DDR noch relativ 
erhebliche kapitalistische Privateigentum, das nach wie 
vor in der Aneignung fremder unbezahlter Lohnarbeit 
besteht, in der DDR jedoch „nicht mehr das be­
stimmende Eigentum, sondern Bestandteil noch be­
stehender Reste der kapitalistischen Basis“ darstellt 
(S. 45 ff.). Es wird zwar „in der Deutschen Demokrati­
schen Republik noch auf lange Sicht bestehen bleiben. 
Der Profiterzielung der kapitalistischen Eigentümer 
sind aber durch ökonomische und gesetzliche Maßnah­
men des Arbeiter-und-Bauern-Staates Grenzen ge­
setzt“, z. B. durch „die planmäßige Verteilung der Roh­
stoffe, die Steuergesetzgebung, das Gesetz der Arbeit, 
Preisvorschriften usw.“ (S. 46). In der DDR besteht 
weiter die völlig neue sozialökonomische Kategorie 
„persönliches Eigentum“ (S. 47 ff.), die erst unter den 
Bedingungen einer sozialistischen Gesellschaft auf der 
Grundlage des sozialistischen Eigentums an den Pro­
duktionsmitteln als von diesem abgeleitetes Eigentum 
an Gegenständen des persönlichen Gebrauchs und Ver­
brauchs entstehen kann und auf Grund der Abhängig­
keit vom sozialistischen Eigentum an den Produktions­
mitteln „um so mehr wachsen wird, je stärker sich das 
sozialistische Eigentum an den Produktionsmitteln ent­
wickelt“ (S. 47), wodurch die unmittelbare Wechsel­
wirkung zwischen der Erhöhung der Arbeitsproduk­
tivität und der Entwicklung des sozialistischen Wett­
bewerbs einerseits und der Erhöhung des Lebens­
standards der Werktätigen andererseits sichtbar wird.

Das weitergeltende BGB kennt nur die einheitliche 
Regelung des (kapitalistischen) Eigentumsrechts, so daß 
„in der Gesetzgebung der Deutschen Demokratischen 
Republik der neue Inhalt des persönlichen Eigentums­
rechts noch nicht genügend zum Ausdrude“ kommt 
(S. 49). Eine Ausnahme bildet die bereits erfolgte ge-

12) vgl. den Bericht von M ü h l m a n n ,  „Staat und Recht“ 
1956, Heft 4, S. 540 ff. (545).

setzliche Regelung des persönlichen und genossen­
schaftlichen Hauseigentumsrechts. Dieses findet im 
Grundriß (S. 204 ff.), und zwar vor den die städtische 
Siedlungspolitik des deutschen Imperialismus kenn­
zeichnenden, den Bedürfnissen unserer arbeitenden 
Menschen aber nicht gerecht werdenden Rechtsinsti­
tuten des Erbbaurechts und des Heimstättenrechts 
(S. 215 ff.), eine ebenso eingehende Darstellung wie das 
neue Rechtsinstitut der Aufbaugrundschuld (S. 285 ff.) 
oder die Erörterung der Fragen, die sich rechtlich aus 
dem unter den Bedingungen der Arbeiter-und-Bauern- 
Macht vielfach begründeten Miteigentum des Staates 
ergeben (S. 95 f.).

Da der gesellschaftliche Inhalt des Volkseigentums 
als der entscheidenden ökonomischen Grundlage der 
Deutschen Demokratischen Republik in den bisherigen 
Sachenrechtsnormen naturgemäß nicht hinreichend 
zum Ausdruck kommt, können eine Reihe von Vor­
schriften des BGB im Interesse des gebotenen Schützes 
des Volkseigentums auf dieses keine Anwendung 
finden (S. 41, 111, 229), so z. B. nicht zuungunsten von 
Volkseigentum die Normen über den gutgläubigen Er­
werb des Eigentumsrechts13) und die Bestimmungen 
der §§ 946 ff. BGB (S. 127). Die Nutzungen von Volks­
eigentum können auch dem gutgläubigen Besitzer nicht 
belassen werden (§§ 987, 990 in Verb, mit § 993 Abs. 1 
BGB); für Beschädigung oder Zerstörung einer volks­
eigenen Sache (§§ 989, 990 in Verb, mit § 993 Abs. 1 
BGB) haftet jedoch der gutgläubige Eigenbesitzer (im 
Gegensatz zum Fremdbesitzer) nicht (S. 237). Die Ver­
äußerung und Belastung von Volkseigentum ist nach 
Art. 28 der Verfassung nur mit Zustimmung der zu­
ständigen Volksvertretung zugelassen; bereits bestellte 
Grunddienstbarkeiten, die öffentlichen Interessen und 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten entsprechen, bleiben 
jedoch bestehen (S. 228, 321; Richtlinie 1 zum SMAD- 
Befehl Nr. 64 vom 28. April 1948 - ZVOB1. S. 141). 
Mit Recht weisen die Verfasser darauf hin, daß der 
Begriff „Volkseigentum“ im weiten Sinne aller dem 
Staat zustehenden Vermögensrechte zu verstehen ist 
(S. 41; so auch Art. 28 Verf.: „Grundbesitz, Produk­
tionsstätten und Beteiligungen, die sich im Eigentum 
des Volkes befinden...“). Die Anwendung des § 281 
BGB auf das Eigentumsrecht, in der bürgerlichen 
Rechtslehre und Rechtsprechung vielumstritten, wird 
von den Verfassern zutreffend bejaht (S. 233).

Entgegen § 903 BGB gehen die Verfasser im An­
schluß an die Formeln des römischen Rechts von dem 
jus utendi et abutendi, jus utendi fruendi, jus possi- 
dendi, jus disponendi13a) und die diese Formeln über­
nehmenden Zivilgesetzbücher des 18. und 19. Jahr­
hunderts sowie Art. 58 GK RSFSR bei der Definition 
des subjektiven Eigentumsrechts von den wichtigsten 
Befugnissen aus, die dem Eigentümer unmittelbar 
durch das objektive Eigentumsrecht zugebilligt wer­
den: der Besitz-, Nutzungs- und Verfügungsbefugnis. 
Wenn die Verfasser die Verfügungsbefugnis bezeich­
nen als „die Befugnis, Rechtsgeschäfte über das Eigen­
tumsobjekt vorzunehmen“ (S. 62), und als Beispiel an­
schließend anführen: „Wenn der Eigentümer z. B______________
die Sache vermietet, übt er die Verfügungsbefugnis 
aus“ (S. 62), so sind derartige Formulierungen geeignet, 
Unklarheit hervorzurufen, selbst wenn auf S. 63 er­
läuternd gesagt wird: „Nach dem Gesetz ist die Ver­
fügung nicht die Realisierung der Verfügungsbefugnis 
des Eigentumsrechts, sondern das Rechtsgeschäft, das 
auf Rechte unmittelbar einwirkt“.

Auch daß der im BGB als selbständiges Rechtsinsti­
tut ausgestaltete Besitz (§§ 854 ff. BGB) unter Aufgabe 
seiner bisherigen Sonderstellung „im Zusammenhang 
mit dem Inhalt des Eigentumsrechts dargestellt“ wird 
(Vorwort S. VI und S. 73 ff.), führt zu Beurteilungen, 
die nach der geltenden BGB-Systematik nicht angängig 
sind. Die Überlassung einer Sache an einen Mieter be­
deutet nach BGB keine Ausübung der Verfügungsbe­
fugnis über den Eigentumsinhalt — so aber offenbar 
die Verfasser auf S. 64 —, sie ist nach BGB vielmehr, 
da im Rahmen eines Schuldverhältnisses liegend, über­
haupt keine Verfügung über das Eigentum, sondern

13) § 935 Abs. 2 BGB wird jedoch zutreffend im Interesse des 
ungestörten Umlaufs von Geld und Inhaberpapieren auch auf 
Volkseigentum für anwendbar erklärt (S. 111).

13a) Gebrauchs- und Verbraudisbefugnis, Nutznießungs­
befugnis, Besitzbefugnis, Verfügungsbefugnis.
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